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 Kinderschutz bei Kindern mit Fluchterfahrung 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Hiermit eröffne ich die heutige öffentliche Anhörung 
zu dem Thema „Kinderschutz bei Kindern mit Fluchterfahrung“ und begrüße Sie alle 
recht herzlich auch im Namen der Kolleginnen und Kollegen dieses Unterausschus-
ses. Ich begrüße im Besonderen die Sachverständigen, die gekommen sind, um mit 
uns diese Anhörung durchzuführen. 

Gemäß Beschluss des Ältestenrates zu Beginn dieser Wahlperiode werden öffentliche 
Anhörungen per Livestream übertragen. Ich möchte alle darauf hinweisen, dass wäh-
rend der Sitzung keine Bild- und Tonaufnahmen zulässig sind. Dies ist in der Hausord-
nung des Landtags geregelt. Die Entscheidung, dass an allen öffentlichen Sitzungen 
Mitglieder des Landtags sowie die zuständigen Fraktionsreferentinnen und -referenten 
per Video- und Audiozuschaltung ohne Rede- und Stimmrecht teilnehmen können, gilt 
fort. Die genannten Personengruppen haben vom Ausschusssekretariat die Zugangs-
daten erhalten. Auch die Vertreterinnen und Vertreter der Landesregierung können per 
Video- und Audiozuschaltung ohne Rederecht teilnehmen. An dieser Stelle begrüße 
ich alle aus dem genannten Personenkreis, die sich für diese Ausschusssitzung per 
Video oder Telefon zugeschaltet haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun noch kurz etwas zur Einführung in die 
heutige Anhörung. Die Kinderschutzkommission des Landtags Nordrhein-Westfalen 
hat beschlossen, zu dem Thema „Kinderschutz bei Kindern mit Fluchterfahrung“ diese 
öffentliche Anhörung durchzuführen. Heute erörtert der Unterausschuss mit Ihnen als 
Sachverständigen dieses Thema und die sich daraus ergebenden Fragen. Die schrift-
lichen Stellungnahmen, die Sie freundlicherweise abgegeben haben, liegen hinten im 
Raum in Papierform aus und sind auch online abrufbar. 

Bevor wir mit der Anhörung beginnen, möchte ich Ihnen noch einige wenige organisa-
torische Hinweise geben. Es wird keine mündlichen Statements vorab geben. Die Ab-
geordneten haben die Stellungnahmen gelesen und zur Kenntnis genommen und wer-
den mit ihren Fragen darauf eingehen. 

Die Fraktionen werden in Fragerunden Fragen an Sie als Sachverständige richten. Pro 
Runde können die Fraktionen je zwei Fragen an ein oder zwei Sachverständige stel-
len. Diese Fragen der Abgeordneten werden dann von Ihnen, den Sachverständigen, 
gesammelt beantwortet. Bitte versuchen Sie, Ihre Antworten auf drei Minuten bei einer 
Frage und bei mehreren Fragen auf fünf Minuten zu begrenzen. 

Einige von Ihnen sind quasi in doppelter Vertretung hier. Ich bitte zu berücksichtigen, 
dass Sie aus Fairness den anderen Sachverständigen gegenüber darauf achten, dass 
Sie maximal drei bis fünf Minuten sprechen, auch wenn Sie zu zweit antworten. 

Die Abgeordneten bitte ich darum, nicht pauschal an alle Sachverständigen Fragen zu 
richten, sondern die Adressatin oder den Adressaten ihrer Fragen namentlich zu nennen. 
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Die Fraktionen haben zudem die Möglichkeit, im Verlauf der gesamten Anhörung zwei 
direkte Nachfragen zu den Antworten der Sachverständigen zu stellen. Auch hier bitten 
wir die Sachverständigen um kurze Antworten. An die Sachverständigen richte ich die 
Frage: Gibt es Ihrerseits noch offene Fragen zu dem Verfahren? – Das sehe ich nicht. 
Somit können wir mit den Fragerunden beginnen. Wir starten mit der CDU-Fraktion. 
Bitte schön, Frau Quik. 

Charlotte Quik (CDU): Sehr gerne, Frau Vorsitzende, vielen Dank. – Einen wunder-
schönen guten Tag in die Runde. Seitens der CDU-Fraktion darf ich ein herzliches 
Dankeschön dafür ausrichten, dass Sie heute zu uns gekommen sind. Danke auch für 
die im Vorfeld abgegebenen Stellungnahmen zu einem sehr komplexen Thema. Wir 
freuen uns, das in den kommenden vermutlich zwei Stunden zu vertiefen. 

Ich beginne mit meiner ersten Frage, die ich an Frau Westers und an die Vertreterin 
und den Vertreter des Kinderschutzbundes richte. Sie haben in Ihren Stellungnahmen 
die Forderung nach Entwicklung und Implementierung von kindgerechten Schutzkon-
zepten in den Unterkünften für geflüchtete Kinder und Mindeststandards in Gemein-
schaftsunterkünften erhoben. Können Sie Beispiele für bereits erfolgreich umgesetzte 
Konzepte oder gegebenenfalls auch Maßnahmen nennen, die außerhalb eines 
Schutzkonzepts Wirkung zeigen? Welche besonderen Herausforderungen bestehen 
aus Ihrer Sicht bei der flächendeckenden Einführung solcher Konzepte? Welchen be-
sonderen Bedürfnissen müssen diese gerecht werden? – Schön wäre es, wenn Sie in 
dem Zusammenhang auf eine mögliche Kontrolle dieser Schutzkonzepte bzw. der Um-
setzung der Schutzkonzepte eingehen können. – Vielen Dank. 

Meine zweite Frage richtet sich an Frau Westers und die Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände. Sie sprechen in Ihren Stellungnahmen die zeitig befristete Unter-
bringung in Brückenlösungen in Bezug auf Kapazitätsmangel an. Welche konkreten 
Schritte können unternommen werden, um diese Übergangslösungen möglichst kurz 
zu halten? Welche Maßnahmen können aus Ihrer Sicht langfristig dazu beitragen, 
diese Kapazitätsprobleme zu entschärfen? – Vielen Dank. 

Andrea Busche (SPD): Auch vonseiten der SPD-Fraktion herzlichen Dank für die ein-
gegangenen Stellungnahmen. Ich habe eine Frage an Frau Weber oder Herrn 
Dr. Menzel und an Herrn Strätling. Es geht auch um die Brückenlösung. Insbesondere 
in der Stellungnahme des Städtetags und des Landkreistags wird ein dauerhaft trag-
fähiges Konzept angesprochen. Wie sollte das aus Ihrer Sicht aussehen, oder was 
könnte das implementieren? 

Die zweite Frage geht an Herrn Strätling. Da geht es um die geschützten Räume. Sie 
haben einige Beispiele angeführt. Können Sie darüber hinaus konkretisieren, was in 
den Landesunterkünften und Notunterkünften erforderlich wäre? – Danke schön. 

Norika Creuzmann (GRÜNE): Auch ich möchte mich im Namen der Grünen-Fraktion 
für die Stellungnahmen bedanken und dafür, dass Sie heute hier sind, um mit uns ins 
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Gespräch zu gehen. Ich habe eine Frage an die Vertreter*innen von UNICEF, an Martin 
Strätling und an Birgit Westers. Es wird immer wieder thematisiert, dass in Unterkünf-
ten unterschiedliche Formen von Gewalt stattfinden, die Kinder miterleben oder direkt 
erleben. Sind Ihnen Zahlen oder Statistiken darüber bekannt, wie das Ausmaß ist und 
wie diese Kindeswohlgefährdungen aussehen? 

Die zweite Frage würde ich gerne an die Vertreter*innen von UNICEF, aber auch an 
die Vertreter*innen des Kinderschutzbundes und an Martin Strätling richten. Wir haben 
in der Kinderschutzkommission in diversen Anhörungen immer wieder gehört, dass wir 
besonders vulnerable Gruppen auch bei den Kindern haben. Wie sieht das mit Blick 
auf die Kinder und Jugendlichen mit Fluchtgeschichte aus, die eine Behinderung ha-
ben, aber auch mit Blick auf queere Jugendliche? Inwiefern werden da besondere 
Maßnahmen in den Unterkünften ergriffen, und was ist noch nötig? Wo sehen Sie Not-
wendigkeiten der Nachsteuerung? 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Vielen Dank. – Ich möchte noch einmal darauf hin-
weisen, die Fragen richten sich an bis zu zwei Sachverständige. 

(Norika Creuzmann [GRÜNE]: Ach so. Habe ich drei gesagt? Sorry!)) 

– Alles gut. Ich denke, damit können wir alle umgehen. Aber vielleicht für die nächste 
Fragerunde zur Erinnerung. – Bitte schön, Herr Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Vielen Dank. – Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich 
habe eine konkrete Frage an die kommunalen Spitzenverbände zum Thema „kommu-
nale Integrationszentren“, zu den Sprachmittlern, also Übersetzern, Dolmetschern 
usw. Wie ist da der Verfügungsstand? Wie viele gibt es, also nicht in der Quantität, 
sondern sind die ausreichend vorhanden? Gibt es da Problemanzeigen? 

Frau Vorsitzende, Sie müssen entschuldigen, jetzt habe ich auch eine Frage an drei 
Leute. Es macht keinen Sinn, die Frage gleich noch mal zu stellen. Die Frage geht 
insbesondere an die kommunalen Spitzenverbände, den Kinderschutzbund und den 
Landschaftsverband. Wir haben heute Morgen über Jugendämter, Inobhutnahmen 
und stationäre Jugendhilfe im Kinderausschuss diskutiert. 50 % der Plätze sind mit 
geflüchteten Kindern belegt. Ein Teil der Kinder ist fast in Dauerunterbringung dort. 
Das sind 30 %, wenn ich die Zahl richtig im Kopf habe. Dazu würde mich Ihre Ein-
schätzung interessieren. Ist das der beste pädagogische inhaltliche Weg für die Kin-
der, oder könnten Sie sich etwas anderes vorstellen? Wenn ja, wie sollte das ausse-
hen? – Auf der anderen Seite haben wir die Diskussion, dass wir nicht mehr ausrei-
chend Plätze für Kinder haben, die in Obhut genommen werden müssen.  

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Frohes neues Jahr an alle. Wir sehen uns ja heute das 
erste Mal in diesem Rahmen im neuen Jahr. – Ich möchte mich aus der Perspektive 
meiner Fraktion, der Alternative für Deutschland, bei den Sachverständigen für ihre 
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eingereichten Stellungnahmen bedanken und auch dafür, dass sie uns heute mit Rat 
und Tat zur Verfügung stehen. 

Ich habe zwei Fragen an den Caritas-Verband Paderborn. Sie schreiben und sprechen 
von Zwangsverheiratung und Genitalverstümmelung zum Nachteil von Mädchen. Das 
hatten wir schon öfter hier im Parlament, auch in der letzten Legislaturperiode. Das ist 
mittlerweile ein Verbrechen. Aber in den Statistiken auf Landesebene und auf Bundes-
ebene haben Sie im Hellfeld nur immer eine Handvoll von Fällen. Wenn man sich mit 
Ärzten unterhält, die in der Frauenkunde praktizieren, haben die teilweise schon meh-
rere Fälle in ihrer Praxis gehabt. Daher meine Frage: Wie hat sich dieses Dunkelfeld, 
so sagt man dazu – die Fälle, die nicht bekannt sind –, verändert? In der letzten Le-
gislaturperiode wurde in einer Anhörung gesagt, dass man sehr viel in Prävention in-
vestieren soll. Sind die Zahlen runtergegangen? Ist das Dunkelfeld nicht mehr so 
groß? Sehen Sie da irgendwelche Veränderungen? Das wäre Frage eins. 

In Frage zwei geht es noch mal um die Kinderschutzkonzepte, für die Sie sich auch 
aussprechen. Inwieweit sind die flächendeckend eingeführt, und wie ist die Qualität? – 
Vielen Dank. 

Vorsitzende Nina Andrieshen: An wen ging die letzte Frage? 

(Prof. Dr. Daniel Zerbin [AfD]: Beide an Herrn Strätling!) 

– Okay, super. 

Ein kurzer Hinweis, bevor wir mit der Beantwortung beginnen. Frau Weber und Herr 
Dr. Menzel sind in Vertretung von vier Sachverständigen quasi zu zweit da. Da haben 
sie natürlich ein bisschen mehr Zeit als fünf Minuten. Das wäre sonst wirklich sehr 
sportlich. Eigentlich würden da jetzt vier Sachverständige sitzen. Von daher würde ich 
Ihnen ein bisschen mehr Zeit einräumen. Wir freuen uns, dass Sie da sind und heute 
die anderen beiden vertreten. Alle anderen haben jetzt die sportliche Aufgabe – an alle 
wurden mehrere Fragen gerichtet –, das in fünf Minuten zu packen. Wir starten mit 
Frau Weber und Herrn Dr. Menzel. Bitte schön. 

Dr. Matthias Menzel (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Frau Quik, 
Sie hatten die Frage nach zeitlich befristeten Brückenangeboten gestellt. Welche Mög-
lichkeiten hat man, die möglichst kurz zu halten? Ich kann nur sagen, es ist im Grunde 
genommen das Bestreben aller Jugendämter, die möglichst kurz zu halten. In der Praxis 
gelingt es vielfach nicht, diese Projekte kurz zu halten, weil wir es in den Einrichtungen 
nicht nur mit Platzmangel zu tun haben, sondern auch mit Personalmangel. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Jugendämtern haben große Mühe, für alle 
Plätze zu finden, vor allen Dingen ortsnah. Das ist ein Riesenproblem. Wir haben nach 
wie vor auch die Situation, dass in den Einrichtungen – meines Erachtens zu Recht – 
relativ hohe Standards gelten, was die Personaldecke angeht. Wir haben ein reines 
Fachkräftegebot. Ergänzungskräfte sind eigentlich nicht vorgesehen. Im Rahmen von 
Brückenprojekten wahrscheinlich schon. Aber, wie gesagt, wir haben die Situation, dass 
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die Standards insgesamt hoch und die Plätze extrem knapp sind, und wir haben es mit 
einem massiven Personalmangel zu tun. Deshalb ist trotz der starken Bemühungen 
der Jugendämter vor Ort der Weg aus den Brückenprojekten heraus relativ schwierig. 

Von daher hat sich für uns die Frage nach einem dauerhaft tragfähigen Konzept ge-
stellt. Da kann ich überleiten zu der Frage, die Sie gestellt hatten, Frau Busche. Was 
soll das heißen? Es ist nicht so, dass wir ein fertiges Konzept in der Tasche haben. 
Nur sehen wir, ich habe es gerade geschildert, dass wir zumindest mittelfristig nicht 
ohne Weiteres aus der Situation herauskommen. Da stellt sich die Frage: Gibt es eine 
Lösung, die etwas längerfristig angelegt ist als diese Brückenprojekte? Nach dem Er-
lass, der uns allen vorliegt – der ist, glaube ich, von 2015 –, ist das nur eine vorüber-
gehende Maßnahme. Wir sehen aktuell, dass es eigentlich viel längerfristig angelegt 
ist. Deshalb müsste man überlegen, ob man auch zu den Brückenprojekten konzepti-
onell etwas fertigstellt. Dazu kann man beispielsweise eine Arbeitsgruppe einrichten, 
damit man konzeptionell etwas hat, was länger trägt. 

Im Moment sind wir immer mit der Forderung konfrontiert: Die sind nur vorübergehend 
angelegt. Das ist keine optimale Lösung. Da müssen wir raus. – Wir haben aber, wie 
dargestellt, keine Lösung. – Das wären die beiden Punkte. 

Herr Hafke, Sie hatten zu kommunalen Integrationszentren ausgeführt und gefragt, ob 
ausreichend Dolmetscher vorhanden sind. Ich glaube, die Situation vor Ort wird eher 
heterogen sein. Einige Integrationszentren, glaube ich, werden den Bedarf befriedigen 
können. Aber wir werden auch die Situation haben, dass das nicht überall möglich ist. 
Wir haben leider keine Abfrage vor der Anhörung oder im letzten Jahr zu dem Thema 
durchgeführt. Von daher kann ich Ihnen keinen präzisen Sachstand nennen, wie es 
landesweit in allen Integrationszentren konkret aussieht. 

Sie hatten die Situation in den Jugendämtern angesprochen. 50 % unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge in den Einrichtungen. Das ist auch die Zahl, die uns bekannt 
gegeben worden ist. Ungefähr die Hälfte der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge 
ist in diesen Einrichtungen. Das macht die Hälfte der Anzahl aus. 

Alternative Unterbringungsmöglichkeiten sind natürlich denkbar. Ich glaube auch, dass 
die kommunalen Jugendämter beispielsweise über Verwandtenunterbringung, Famili-
enunterbringung nachdenken, bei Älteren vielleicht auch über die Unterbringung in 
entsprechenden Wohngruppen. Aber auch das ist zum einen mit einem gewissen Auf-
wand verbunden ist. Zum anderen glaube ich, dass alternative Unterbringungsmög-
lichkeiten in vielen Fällen schon ausgeschöpft sind, so dass wir im Grunde genommen 
eine sehr angespannte Situation haben. – So weit erst mal von meiner Seite. Wenn 
Bianca Weber noch ergänzen möchte, dann gerne. 

Bianca Weber (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich habe keine Ergänzungen.  

Birgit Westers (Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Dezernat Jugend und Schule): 
Ich darf einleitend deutlich machen, ich kann immer nur aus dem Fokus des Landes-
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jugendamtes mit einem sehr spezifischen Aufgabenbereich in diesem Kontext berich-
ten. Ich starte genau aus dieser Perspektive mit der ersten Frage, Frau Quik, nach 
konkreten Beispielen für Schutzkonzepte. Ich starte sehr bewusst mit dem Thema der 
unbegleiteten, minderjährigen Geflüchteten. Wenn diese in den klassischen stationä-
ren Einrichtungen der Jugendhilfe sind, dann gilt all das, was in der Jugendhilfe gilt. 
Dann gilt, dass wir nach dem SGB VIII und durch das Landeskinderschutzgesetz NRW 
eine zwingende gesetzliche Verpflichtung der Träger haben, Schutzkonzepte vor Ge-
walt, und zwar jeder Form von Gewalt, vorzuhalten. 

Zwei ganz wesentliche Aspekte – ich lasse die fachlichen Aspekte im Übrigen erst mal 
außen vor – sind dabei immer, dass man ein Selbstvertretungsrecht für die jungen 
Menschen in der Einrichtung und zwingend eine externe Beschwerdestelle vorsehen 
muss. Alle Einrichtungen sind verpflichtet, ein solches Konzept vorzuhalten, die stati-
onären und die teilstationären. Die werden von den Landesjugendämtern bei der Er-
arbeitung ausdrücklich unterstützt. 

Worauf kommt es an, damit diese Konzepte ein Erfolg sind? Unterm Strich ist unsere 
wichtigste Botschaft immer: Es kommt darauf an, dass man das mit den Beschäftigten 
und den jungen Menschen zusammen partizipativ erarbeitet, also man sich nicht ein 
fertiges Konzept aus dem Internet holt und sagt: Das gilt für uns. – Das Konzept muss 
von allen in ihrer alltäglichen Arbeit gelebt werden, also es muss Teil auch der persön-
lichen Haltung sein. 

Ein Schutzkonzept in Unterkünften für geflüchtete Menschen, in denen die Kinder mit 
ihren Familien oder Angehörigen zusammenleben, ist, anders als in der Jugendhilfe, 
nicht verpflichtend. Nach unserem Kenntnisstand haben sich aber alle großen Einrich-
tungen mit ihren Trägern auf den Weg gemacht. Es gibt unterschiedliche Hinweise und 
Empfehlungen auch in diesem Bereich, wie solche Schutzkonzepte ausgestaltet sein 
sollen. Wir sagen immer deutlich, wenn die für Kinder gut funktionieren sollen, dann 
muss man die Kinder- und Jugendhilfe einbeziehen. Man muss bei der Erstellung die-
ser Konzepte diese besondere Expertise mit an den Tisch holen. Dann wird es darauf 
ankommen, davon bin ich überzeugt, dass man sich die individuellen Gegebenheiten 
vor Ort gut anguckt und es schafft, das in einem guten gemeinsamen Prozess auf den 
Weg zu bringen. – So viel zu den Kinderschutzkonzepten. 

Die zweite Frage betraf Brückenlösungen. Ich gehe noch einmal auf die Zahlen ein. 
Wir haben gesagt, Ende 2024 haben wir in NRW insgesamt 458 gemeldete Brücken-
lösungen bei den Landesjugendämtern. Insgesamt sind 2.700 Plätze gemeldet. Ja, ich 
bin auch der festen Überzeugung, dass wir es mit Blick auf den Platzmangel in der 
stationären Jugendhilfe insgesamt und mit Blick auf den eher zunehmenden Fachkraft- 
und Arbeitskraftmangel auch in der Jugendhilfe mittelfristig nicht schaffen werden, re-
guläre Angebote in diesem Umfang zu schaffen. 

Ich möchte aber zwei Dinge trennen. Das finde ich ungeheuer wichtig. Die eine Frage 
ist: Wie lange ist eine Brückenlösung am Start? – Aber selbst, wenn die Brückenlösung 
fünf Jahre am Start ist, das heißt das noch lange nicht, dass der einzelne unbegleitete 
Minderjährige fünf Jahre in dieser Brückenlösung ist. Wenn der einzelne junge Mensch 
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zur Vermeidung von Obdachlosigkeit, weil man keine andere Option für eine gute Un-
terbringung hat, erst mal in einer Brückenlösung untergebracht wird, bin ich natürlich 
als Jugendamt gehalten, über die weiteren Planprozesse zu schauen, damit ich einen 
Platz in einem regelhaften Setting finde. Darum habe ich einen Wechsel auf den Plät-
zen in den Brückenlösungeneinrichtungen. – So viel dazu. 

Frau Creuzmann, Sie haben nach Statistiken zu Gefährdungen und Gewalt in den Ein-
richtungen gefragt. Die sind mir tatsächlich nicht bekannt. Dazu könnte ich jetzt keine 
Zahlen nennen. Ich bin sicher, da gibt es etwas, aber das habe ich nicht präsent. Das 
ist auch in den Landesjugendämtern immer nur fokussiert ein Thema bei der Meldung 
von Kindeswohlgefährdungen. Die laufen aus den Einrichtungen an die jeweils örtlich 
zuständigen Jugendämter. Die Jugendämter sind natürlich auch für das Wohl der Kin-
der in den Einrichtungen und im Kontext „Gefährdungsmeldung“ zuständig. Die sind 
auch Teil der Gefährdungsmeldung, aber ich kann Ihnen dazu jetzt keine Zahlen oder 
eine Statistik nennen und sagen, ob die gesondert erfasst werden.  

Herr Hafke, Sie haben gefragt, ob wir im Rahmen der Unterbringung der jungen Men-
schen Alternativen zu den klassischen stationären Settings sehen. Es ist Fakt, dass 
für junge unbegleitete Geflüchtete Pflegefamilien gesucht werden. Sie müssen Pflege-
familien finden, die Bereitschaft und auch diese Kultursensibilität mitbringen, um das 
gut zu machen. 

Wichtig ist, dass es bei den älteren unbegleiteten Minderjährigen Verselbständigungs-
angebote gibt, wie wir die sonst auch in der Jugendhilfe haben, also dass man nicht in 
der klassischen stationären Jugendhilfeeinrichtung ist, sondern man Unterstützungs-
leistungen im Wohnen und im Alltag bekommt. – Ich glaube und hoffe, dass waren die 
an mich gerichteten Fragen. Danke schön. 

Dr. Gaby Flößer (Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband NRW): Bevor ich 
auf Ihre konkreten Fragen antworte – das kann ich sehr kurz machen, weil Frau Wes-
ters viel von dem vorweggenommen hat, was ich auch sagen würde –, würde ich ganz 
gerne die Perspektive der freien Träger stark machen. Das geht ein bisschen in die 
Richtung, die Herr Hafke nachgefragt hat, weil wir in der Freien Wohlfahrtspflege große 
Organisationen haben, die vor allem Plätze für Kinder und Jugendliche mit Fluchtge-
schichte und ohne Fluchtgeschichte bereitstellen. Ich kann nur bestätigen, die Knapp-
heit der Plätze ist immens, die des Fachpersonals auch.  

Von meiner Sicht aus gilt es, dringend nicht nur für Kinder mit Fluchtgeschichte, son-
dern für alle Kinder und Jugendlichen vernünftige Bedingungen aufzubauen. Das 
heißt, wir müssen an kommunale Investitionen in dem Bereich ran. Woher wollen Sie 
die Plätze sonst holen, wenn nicht irgendjemand sich hinstellt und sagt: „Ich nehme 
das Geld in die Hand und baue neue Plätze“, um das mal ganz einfach zu sagen? Das 
liegt nicht nur am Fachpersonal, was sicherlich auch schwierig ist. Es liegt auch daran, 
dass wir im Moment die Kapazitäten nicht haben. Wir haben in allen Einrichtungen 
Überbelegungen in erheblichem Maße. Das ist nicht kindgerecht, und das wird auch 
den Kinderrechten nicht gerecht. Das ist die zweite Vorbemerkung. 
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Wir verhandeln bei uns im Kinderschutzbund das Thema „junge Geflüchtete, junge 
Menschen mit Fluchterfahrung oder Fluchtgeschichte“ immer im Zusammenhang mit 
universell geltenden Kinderrechten. Insofern muss man gucken: An welcher Stelle wer-
den die Kinderrechte im Moment nicht für diese besondere Gruppe der jungen Ge-
flüchteten realisiert? – Wir stellen fest, dass das zwei Bereiche mit den Schutzrechten 
sind. Das ist die Frage der Schutzkonzepte, aber auch des Rechts auf Bildung, was 
im Moment nicht hinreichend eingelöst wird. Da würden wir schon den Finger in die 
Wunde legen. 

Das trifft für die Forderung nach Schutzrechten zu. Frau Quik, Sie haben das gefragt. 
Für Kinder und Jugendliche, ja. Aber es muss uns ganz generell gelingen, dort, wo 
Kinder und Jugendliche sich aufhalten – ob mit oder ohne ihre Familien – sicherzustel-
len, dass sie als besonders vulnerable Gruppe wahrgenommen werden und sich die 
Schutzrechte tatsächlich verwirklichen lassen. 

Das Problem bei der Frage der Flüchtlingshilfe ist aus meiner Sicht im Moment, dass 
es stark trägerabhängig ist. Die einen machen es gut, und die anderen machen es 
nicht gut. Man sollte aus unserer Sicht versuchen, politisch das ein oder andere zu 
regeln. Das sind die Fragen nach den Mindeststandards. Da gibt es offensichtlich Vor-
bilder in anderen Bundesländern, die zum Beispiel nicht nur die Mindestbedingungen 
für den zur Verfügung stellenden Wohnraum formulieren, sondern auch so etwas wie 
den Zugang zu therapeutischen Leistungen, zu darüberhinausgehenden Hilfen. Da 
sind auch Standards geregelt wie der Zugang zu Beratung und solche Sachen. Das, 
finde ich, gehört in dem Kontext dazu. 

Dazu, wie man vernünftige Schutzkonzepte entwickelt, hat Frau Westers alles gesagt. 
Dazu sage ich nichts mehr. 

Frau Creuzmann fragte nach vulnerableren Gruppen innerhalb der schon vulnerablen 
Gruppe der jungen Geflüchteten. Ja, es gibt Beispiele. Ich meine, in Düsseldorf wäre 
eine Gemeinschaftsunterkunft, die Räume für zum Beispiel queere Jugendliche hat. 
Aber das ist die Ausnahme. Ich unterstreiche noch mal das, was ich eben sagte. Es 
ist stark trägerabhängig. Es gibt einige, die in der Hinsicht was mache. Die sind da 
schon auf einem guten Weg. Aber viele sind es eben noch nicht, was sicherlich insge-
samt mit der auch da nicht zufriedenstellenden Situation zusammenhängt, was den 
Wohnraum insgesamt angeht. Man findet auch keine Alternativen. Herr Dr. Menzel hat 
eben schon gesagt, dass da einfach die Kapazitäten begrenzt sind und trotz Goodwill 
niemand was herbeizaubern kann, was nicht da ist. – Das wäre es von meiner Seite. 
Möchtest du noch was ergänzen? 

Michael Kutz (Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband NRW): Ich möchte 
höchstens noch mal eine Unterscheidung deutlich machen. In der Jugendhilfe sind die 
Schutzkonzepte zwingend vorgeschrieben. Aber wir haben auch ganz, ganz viele Ge-
flüchtete, die mit ihren Familien in städtischen Unterkünften auf beengtem Raum le-
ben. Dort gibt es wenig Schutzkonzepte. Genau da sind aber auch die großen Heraus-
forderungen, wenn eine fünfköpfige Familie auf 22 m2 lebt – essen, trinken, schlafen 
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usw. usf. –, sie vermutlich noch Gemeinschaftsräume hat und dann Personal dabei ist, 
was – in Anführungszeichen – eher Wachpersonal als pädagogisches Personal ist. Da 
sind besondere Herausforderungen. Man könnte noch mal genauer hingucken, welche 
Vorschriften man an den Stellen tatsächlich macht, um den Schutz der Kinder und 
Jugendlichen, die mit ihren Familien hier sind, besser im Blick zu haben. 

Usama Ibrahim-Kind (Deutsches Komitee für UNICEF): Wir haben uns seit 2016 
immer wieder mit der Frage des Schutzes von geflüchteten Kindern in Flüchtlingsun-
terkünften befasst und mit dem Bundesfamilienministerium die Bundesinitiative zum 
Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften ins Leben gerufen. Es 
haben sich sehr viele Partnerorganisationen angeschlossen – die Bundesverbände 
der Freien Wohlfahrt, Fachberatungsstellen, Fachorganisationen –, die zu genau die-
sen Themenfeldern arbeiten. 

Ich möchte gerne vorausschicken, und da, glaube ich, sind sich die hier vertretenen 
Sachverständigen einig, dass wir die Position vertreten, dass Unterkünfte für geflüch-
tete Menschen keine kindgerechten Lebensorte sind und Kinder dort nicht mit ihren 
Familien leben sollten. Wir müssen aber der Realität ins Auge blicken und die Realität 
anerkennen, wie sie ist und sagen deshalb, dass, so lange Kinder in solchen Einrich-
tungen leben, Mindeststandards gelten müssen. Ich glaube, das wurde schon ver-
schiedentlich benannt. Das kann ich von unserer Seite nur unterstreichen. 

Wenn wir uns fragen, welche Problemkonstellationen diese Schutzkonzepte adressie-
ren sollen, und von Gewaltschutzkonzepten sprechen, dann ist es für uns wichtig, ei-
nen sehr weiten Begriff von Gewalt zugrunde zu legen, der über physische Gefähr-
dungen hinausgeht und jede Form der Schädigung und Vernachlässigung umfasst. 
Wenn wir von Gewalt sprechen, sprechen wir nicht ausschließlich von justiziablen Tat-
beständen, sondern wir sprechen von einer Gesamtsituation, die die Wahrnehmung 
der Kinderrechte für diese Kinder grundsätzlich gefährdet. 

Das macht es etwas schwierig, Zahlen zu erheben oder zu benennen. Ich glaube, wir 
haben tatsächlich gar nicht so aussagekräftige Zahlen. Das Bundeskriminalamt und 
die Polizeiliche Kriminalstatistik geben im Kontext von Zuwanderungen immer wieder 
Zahlen heraus. Man ist aber sehr vorsichtig bei der Empfehlung, wie diese Zahlen zu 
benutzen sind. Wir sehen hier eine Datenlücke. Es gibt keine aggregierten Zahlen auf 
Bundesebene, soweit wir wissen – das haben wir in einer Studie festgestellt, die wir 
mit dem Deutschen Institut für Menschenrechte 2020 veröffentlicht haben –, noch nicht 
mal zu der Frage, wie viele Menschen in den Unterkünften leben. Dazu ist keine ver-
lässliche Aussage auf Bundesebene möglich. Natürlich gibt es diese Zahlen, aber 
eben nicht in aggregierter Form. Daran anschließend können wir schwierig Auskunft 
darüber geben, und das ist, glaube ich, auch nicht die genuine Rolle von UNICEF 
Deutschland, wie viele Gewaltvorkommnisse in diesen Unterkünften zu beobachten 
sind. Hier sehen wir einen Auftrag an den Gesetzgeber, an die Behörden und die Ver-
waltung, statistisch verlässliche Daten zu generieren, die eine evidenzbasierte Politik 
ermöglichen. 
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Ich erinnere gerne an den 6. Februar. Ich glaube, dann haben Sie in der Kinderschutz-
kommission noch mal die Möglichkeit, darüber zu diskutieren, ob die Unabhängige 
Beauftragte für Kinderschutz und Kinderrechte möglicherweise einen positiven Beitrag 
für die Evidenzgenerierung leisten kann. Wünschenswerterweise ist das auch gesetz-
lich geregelt. 

Nichtsdestotrotz können wir Aussagen treffen. Es gibt einen sehr breiten Forschungs-
strang zu der Situation von geflüchteten Kindern in Flüchtlingsunterkünften, die wir in 
der Stellungnahme nachgezeichnet haben und die wir mit Verweis auf eine erschie-
nene Studie von UNICEF Deutschland und dem Deutschen Institut für Menschen-
rechte noch mal bestätigen. Also, wir können schon anekdotisch Aussagen über die 
Lebenswirklichkeit der Kinder in den Einrichtungen treffen. 

Ich nenne mal zwei, drei Punkte, die Kinder uns berichtet haben. Wir haben 2023 in 
einer Reihe von Studien, die nicht repräsentativ sind, aber ein sehr ähnliches Bild er-
geben haben, 50 in Unterkünften lebende Kinder und Jugendliche gefragt, wie sie ihre 
Lebenssituation in den Unterkünften auffassen. Wir haben verschiedene Formen von 
Gewalt berichtet bekommen: Gewalt zwischen Kindern, Gewalt zwischen Erwachse-
nen, die die Kinder mitbekommen, ob sie wollen oder nicht, Gewalt zwischen Erwach-
senen, die nicht der eigenen Familie angehören, gegen Kinder.  

Uns wurde beispielsweise von einem neunjährigen Jungen berichtet, wie er in Streit 
mit einem anderen Kind geraten war – ich glaube, um Fahrrad – und der Vater dieses 
anderen Kindes diesen Jungen ins Gesicht geschlagen hat. Das taucht, glaube ich, in 
der Polizeilichen Kriminalstatistik nicht auf. Das ist die Lebensrealität, und ich glaube, 
da können die anderen Sachverständigen wahrscheinlich sehr viele Beispiele aus der 
Praxis benennen. 

Wir dürfen, glaube ich, begründetermaßen annehmen, dass wir es in diesen Sammel-
unterkünften mit einer sehr hohen Gewaltprävalenz zu tun haben. Umso nötiger sind 
Schutzkonzepte, die unterkunftsspezifisch die Gefährdungslage adressieren, aber 
auch die gesetzlichen Vorgaben für die Situation in den Einrichtungen konkretisieren. 
Auch hier sehen wir eine Lücke. Mit den Mindeststandards zum Schutz von geflüchte-
ten Menschen in Flüchtlingsunterkünften haben wir mit dem BMFSFJ gemeinsam und 
mit vielen Partnerorganisationen einen Vorschlag unterbreitet, wie konkret Maßnah-
men ergriffen werden können und in welchen Handlungsfeldern welche Maßnahmen 
das konkret sein müssen. Aber es braucht eben eine gesetzliche Verpflichtung. 

In § 44 Abs. 2a und § 53 Abs. 3 Asylgesetz haben wir das angelegt. Der Handlungs-
spielraum ist natürlich sehr weit für die Länder. Es könnte sich beispielsweise anbieten, 
landesgesetzliche Konkretisierungen vorzunehmen, um eine Grundlage für die Kom-
munen zu geben, für die Landesunterkünfte entsprechende Schutzkonzepte zu entwi-
ckeln. Ich schließe mit zwei Beispielen: 

In Brandenburg gibt es ein Landesaufnahmegesetz, das die Kommunen dazu ver-
pflichtet, einrichtungsspezifische Schutzkonzepte zu entwickeln – ähnlich wie in Thü-
ringen –, die über die räumlichen Bedingungen hinausgehen. 
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Noch ein Beispiel. In NRW gibt es mit Düsseldorf, glaube ich, ein vielversprechendes 
Beispiel zu der Frage, wie auch auf kommunaler Ebene Gewaltschutz adressiert wer-
den kann. – Vielen Dank. 

Martin Strätling (Caritasverband Paderborn): Ich versuche, mich kurz zu fassen. – 
Zu der Frage nach der möglichen zusätzlichen Ausgestaltung von geschützten Räumen. 
Ich glaube, es ist wichtig, und darauf war ich in der Stellungnahme schon eingegangen, 
dass Familien sehr konsequent separate Räume haben. Das umfasst auch die Sani-
tärräume. Familien brauchen in den Landesunterkünften Wohnräume und Sanitär-
räume, die im Idealfall mit den Wohnräumen verbunden sind oder die abschließbar 
sind und von daher vor allem Kinder und Jugendliche, aber auch Frauen schützen. 

Darüber hinaus fehlt es in Landeseinrichtungen an strukturierten Sportangeboten. Es 
gibt viele Einrichtungen, die durch die Trägerorganisation oder durch Menschen in bür-
gerschaftlichem Engagement temporär Projekte vorhalten. 

Was fehlt, sind vom Grunde her Räumlichkeiten, im Idealfall ein kleiner Sportraum, der 
entsprechend ausgestattet ist und durch Personal konsequent kontrolliert wird. Kinder 
und Jugendliche sollten sich dort nicht allein aufhalten, sondern es sollte Personal da 
sein, das die Sicherheit der Kinder und Jugendlichen gewährleisten kann. 

Ganz wichtig, glaube ich, sind in den Landeseinrichtungen geschützte Räume im 
Sinne eines Vorhandenseins von Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartnern für die 
Kinder, also ein Sorgenansprechpartner oder ein Sorgentelefon, ein Raum, in dem 
vertraute Gespräche stattfinden können, in dem sich Kinder mit ihren Sorgen, Ängsten, 
Beobachtungen oder Wahrnehmungen an jemanden wenden können, und zwar unter 
der Voraussetzung, dass das weder an Dritte in der Einrichtung, noch an die Eltern 
weitergegeben wird. Das fehlt durchgängig in den Landeseinrichtungen. Das wäre 
sehr, sehr wünschenswert. 

Letzten Endes ist die Ausgestaltung von geschützten Räumen immer eine Frage, die 
sich auch an Kinder richten sollte. Im Grunde wäre es wünschenswert, wenn Kinder 
beteiligt würden. Ich hatte in der Stellungnahme auch auf die Förderung von Adultis-
mus in den Einrichtungen Bezug genommen, weil Kinder sehr häufig wahrnehmen, 
dass sie besonders in großen Unterbringungseinrichtungen extrem fremdbestimmt le-
ben. Das würde im Umkehrschluss bedeuten, es wäre sinnhaft, wenn Kinder die Mög-
lichkeit hätten, ihre Wünsche – sofern die umsetzbar sind – äußern zu können und 
auch aktiv an der Gestaltung von Schutzräumen mitwirken zu können. 

Zu der Frage, was für Kinder und Jugendliche mit Behinderung noch erforderlich ist. 
Es fehlt meines Erachtens in den Landeseinrichtungen an der Abstimmung von schnel-
ler Versorgung mit Hilfsmitteln. Ich will ein Beispiel nennen. Wir haben vor längerer 
Zeit eine Familie betreut, in der es einen 16-jährigen Sohn gab, der auf dem geistigen 
und auch körperlichen Entwicklungsstand eines etwa 6-jährigen Kindes war. Er wog 
35 kg, hatte mehrfache schwerste Behinderungen, die Glasknochenkrankheit. Es dauerte 
sehr, sehr, sehr lange, bis die entsprechenden Therapiemittel gestellt werden konnten, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/821 

Unterausschuss „Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder“ 23.01.2025 
(Kinderschutzkommission)  
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
17. Sitzung (öffentlich)  
 
 
angefangen von Therapiemitteln, die durch Therapeuten in der Einrichtung zu verwen-
den waren, bis hin zu einem Pflegebett, das gebraucht wurde. Das Pflegebett schei-
terte eine Zeit lang an den räumlichen Möglichkeiten. Wir haben es auch immer mit 
baulichen Problemen zu tun. Es hat dann geklappt, aber es hat sehr lange gedauert, 
bis dieser Junge die Hilfsmittel bekam. 

Kinder und Jugendliche mit seelischem oder geistigem Förderbedarf brauchen stabile 
Rahmenbedingungen. Für sie sehr ungünstig ist, wenn sie häufig einen Raumwechsel 
erleben müssen. Sie brauchen ganz klar stabile Rahmenbedingungen. Das gilt nicht 
nur für Kinder, die eine autistische Grundstörung haben, sondern auch für Kinder, die 
an vielerlei anderen Behinderungen leiden. Wenige Wechsel bei den Wohngelegen-
heiten bedeutet im Umkehrschluss, man muss der guten, der möglichst idealen Aus-
stattung einer Familie mit einem solchen Kind rechtzeitig Rechnung tragen, damit es 
erst gar nicht zu einem Wechsel kommt. 

Kinder brauchen Räume zur Impulskontrolle. Für viele Kinder ist es wichtig, dass sie 
irgendwo sein können, wo sie etwas zerstören können, um ihre Impulse zu kontrollie-
ren. Es gibt Kinder, die schneiden den ganzen Tag mit der Schere Papier. Da braucht 
man vielleicht alte Telefonbücher, die diese Kinder zerschneiden können. Kinder brau-
chen vielleicht einen Boxsack, auf den sie einprügeln können. Kinder partizipieren sehr 
stark und haben großen Nutzen von Snoozle Räumen. Ideal wäre, wenn es vor allem 
in den Einrichtungen für vulnerable Personen auch solche Räume gäbe. Das würde 
sehr viel für die Kinder bedeuten. 

Zu den Kinderschutzkonzepten. Wie ist die Umsetzung der Kinderschutzkonzepte in 
den Landeseinrichtungen geregelt? Da erwischen Sie mich kalt, weil wir vornehmlich 
auf regionaler, auf kommunaler Ebene tätig sind. Vom Grunde her kann ich nur die 
Erfahrung wiedergeben, die wir mit den Landeseinrichtungen machen, die in unserer 
Region mit uns kooperieren. Dort werden diese Kinderschutzkonzepte durchgängig 
vorgehalten und sind auch bekannt. Es gibt sie in den Einrichtungen. Die Umsetzung 
dieser Kinderschutzkonzepte scheitert sehr häufig an den personellen Rahmenbedin-
gungen, aber vor allem an den baulichen Rahmenbedingungen. Das ist nach wie vor 
das große Problem, was aber nur schwer zu lösen ist. 

Zu Ihrer Frage nach der Fallentwicklung im Bereich von Zwangsverheiratung von min-
derjährigen Kindern und Jugendlichen oder der Entwicklung der Vorkommen von FGM 
auch hier in Deutschland. Da sind die offiziellen Fallzahlen rückläufig. Das sind aber 
nur die Fallzahlen, die der Polizei, der Staatsanwaltschaft oder den Jugendämtern 
Zwangsverheiratung bekannt sind. Wir haben es da mit einer sehr, sehr hohen Grau-
zone zu tun. 

Der Eindruck entsteht, dass Zwangsverheiratung von Kindern und Jugendlichen hier 
in Deutschland rückgängig ist, weil der Zugang zu Schule heute wesentlich besser 
funktioniert als das noch vor 10 oder 15 Jahren und weil, das darf man an der Stelle 
wirklich sagen, das bürgerschaftliche Engagement und das Engagement in der Quar-
tiersarbeit in den Kommunen dazu geführt hat, dass sehr, sehr viele Familien eine 
engmaschigere Anbindung an ihr soziales Umfeld haben als vor 15 Jahren. Das geht 
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mit einer gewissen Form von Sozialkontrolle einher. Das bedeutet, da, wo Mädchen 
auf einmal verschwinden, wird es eher bekannt. Das war früher häufig nicht der Fall. 
Es hat in einigen Fällen auch den Grund gehabt, dass Familien aus verfahrensbeding-
ten Gründen weggezogen und irgendwann wiedergekommen sind. Dann war das Mäd-
chen nicht mehr da, und dann ist sehr schwer zu rekapitulieren, was in der Zwischen-
zeit passiert ist. Ich glaube, dass gerade der Bereich des bürgerschaftlichen Engage-
ments da nicht unterschätzt werden darf. – Ich glaube, mit Blick auf Ihr Handy … 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Ja, ich habe immer eine Stoppuhr mitlaufen, aber Sie 
hatten auch fünf Fragen zu beantworten. Wenn Sie also vielleicht ganz kurz noch ir-
gendetwas sagen möchten, damit keine Frage unbeantwortet bleibt … 

Martin Strätling (Caritasverband Paderborn): Ich glaube nicht. 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Vielen Dank. Es gibt sicherlich Bedarf für weitere Fra-
gen. – Bitte schön, Frau Quik. 

Charlotte Quik (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Herzlichen Dank für die bis-
herigen Ausführungen. Direkt daran anknüpfend möchte ich noch mal die Frage nach 
den Mindeststandards aufgreifen. Wir haben gerade viel dazu gehört, dass das in den 
Einrichtungen der Jugendhilfe einigermaßen gut umgesetzt wird. Aber wir haben auch 
so und so viele Gemeinschaftsunterkünfte in den Kommunen. Deswegen richtet sich 
meine Frage an die Vertreterinnen und den Vertreter der Kommunen, an Frau Wes-
ters, Frau Weber und Herrn Dr. Menzel. Wie sieht es mit der Umsetzung von verbind-
lichen Mindeststandards in Gemeinschaftsunterkünften aus? Welche sind bzw. könn-
ten das insbesondere in Bezug auf den Kinderschutz sein? Inwieweit lässt sich die 
Einhaltung überprüfen, und wo sehen Sie Verbesserungspotenzial?  

Meine zweite Frage würde ich gerne an die Vertreter von UNICEF und an Herrn Strät-
ling richten. Ich greife noch mal das Thema der unbegleiteten minderjährigen Geflüch-
teten auf. Wie ist der Umgang mit Erreichen der Volljährigkeit zu betrachten, um ge-
rade in diesem Zusammenhang Rückschritte in der Integration zu verhindern? Wir ha-
ben sowieso schon die Problematik der Careleaver. Wenn jetzt noch der Migrations-
hintergrund dazu kommt, könnte es besonders herausfordernd werden. Von daher 
wäre ich dankbar für Hinweise aus der Praxis. – Vielen Dank. 

Andrea Busche (SPD): Frau Dr. Flößer, Sie sprachen Bildungs- und Förderangebote 
an. Sie sagen in Ihrer Stellungnahme, dass, um Bildungsabbrüchen vorzubeugen, kre-
ative Überbrückungsmaßnahmen erforderlich wären. Ich finde das sehr wichtig und 
würde deshalb gerne aus Ihrem Erfahrungsschatz wissen, was das für kreative Lösun-
gen sind, die möglicherweise schon Best Practice sind? 

Meine zweite Frage geht an Herrn Strätling und an Herrn Ibrahim-Kind oder Frau Jobst. 
Es geht noch mal um Sprachmittlerpools und Sprachmittler. Da gibt es leider Kürzungen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 16 - APr 18/821 

Unterausschuss „Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder“ 23.01.2025 
(Kinderschutzkommission)  
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
17. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Sie betonen, wie besonders wichtig die sind. Ein Punkt, den Sie auch erwähnen, ist, 
dass im medizinischen Bereich nicht begleitet werden darf. Das finde ich nicht ganz 
unwesentlich, gerade bei hohen Sprachbarrieren.  

Ein zweiter Punkt ist, und deswegen geht die Frage an Herrn Ibrahim-Kind oder Frau 
Jobst, wenn wir von Übergriffen in Einrichtungen ausgehen, ist es wichtig, eine gute 
Übersetzung zu haben. Es ist schon schwierig genug, wenn wir von Übergriffen bei 
uns reden und Gleichsprachigkeit vorhanden ist. Wie kommen wir überhaupt an ver-
nünftige und weiterführende Informationen, um Kinder und Jugendliche da schützen? 

Norika Creuzmann (GRÜNE): Daran kann ich gut anschließen. Ich glaube, wir sind uns 
ziemlich einig, dass in den Unterkünften, egal, ob es eine Landesunterkunft oder eine 
kommunale Unterkunft ist, mit Kindern nicht besonders traumasensibel umgegangen 
wird. Kinder werden oft zur Sprachmittlung herangezogen, was auch alles andere als 
traumasensibel ist. Wie können wir es vermeiden, Kinder so niederschwellig mal eben 
zur Übersetzung heranzuziehen, weil es viel zu aufwendig wäre, einen Sprachmittler 
zu beauftragen? 

Herr Strätling, Sie haben vorhin gesagt, Kinder brauchen einen stabilen Rahmen. Das 
ist gerade dann, wenn man ein Trauma bewältigen will, besonders wichtig. Nun bieten 
Unterkünfte überhaupt keinen stabilen Rahmen. Vor allen Dingen gibt es auch noch 
die ständige Angst vor Abschiebung. Bei uns im Kreis haben wir eine große Aufnah-
meeinrichtung direkt gegenüber dem einzigen Abschiebeknast in NRW. Da ist die Be-
drohung, was im schlimmsten Fall passieren kann, jeden Tag sichtbar. 

Wie gut funktioniert, und das ist meine Frage an Herrn Strätling und vielleicht auch an 
UNICEF, die traumasensible Arbeit mit Kindern, die eigentlich in der Muttersprache 
stattfinden müsste, also mit Sprachmittlern? Ich weiß, dass das in der Beratungsstelle 
in Paderborn mit Erwachsenen läuft. Ich weiß nicht, wie es mit Kindern ist. Wie gut 
funktioniert das, wenn über Dritte diese Beratung stattfindet? 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Vielen Dank für die bisherigen Antworten. Ich habe 
eine Nachfrage an Herrn Strätling bezüglich der weiblichen Genitalverstümmelung und 
der Zwangsverheiratung. Sie hatten dazu ausgeführt, dass es eine Grauzone gibt und 
durch die Vernetzung mit der deutschen Zivilgesellschaft die Zahlen rückgängig sind. 
Habe ich richtig verstanden, dass es so ist, also der Weg dahin geht, dass dieser 
Graubereich abnimmt?  

Die zweite Frage geht an Frau Jobst und an Herrn Ibrahim-Kind. Es geht um diese 
Gewaltschutzkonzepte. Sie oder ein Vorredner hat gesagt, dass Sicherheitskräfte 
keine Pädagogen sind. Das ist natürlich richtig. Gibt es außerhalb dieser Gewalt-
schutzkonzepte irgendwelche anderen Maßnahmen, die dafür sorgen könnten, dass 
die Gewalt in diesen Einrichtungen zurückgeht?  

Herr Ibrahim-Kind, Sie haben gerade davon gesprochen, dass ein Mann ein Kind ge-
schlagen hat. Das ist natürlich eine Straftat; sie wird aber wahrscheinlich nicht in der 
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PKS auftauchen. Gibt es irgendwelche – in Anführungszeichen – Hygienefaktoren, dass 
man den Leuten die deutsche Kultur näherbringt? Bei uns ist es halt nicht üblich, dass 
erwachsene Männer Kinder schlagen. Gibt es irgendwelche Maßnahmen außerhalb 
dieser Kinderschutzkonzepte, die dafür sorgen, dass die Gewalt heruntergeht? 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Wir starten die nächste Antwortrunde mit Frau Weber 
und Herrn Dr. Menzel. Bitte schön. 

Dr. Matthias Menzel (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Wir haben 
die Situation, dass die beiden anwesenden Vertreter der kommunalen Spitzenverbände 
aus dem Bereich „Jugendhilfe“ und nicht aus dem Bereich „Integration“ kommen. Beim 
Thema „minderjährige Flüchtlinge“ haben wir die Situation, dass viele begleitet kom-
men. Ich glaube, darauf richtet sich die Frage von Frau Quik. Sie sprechen die Beglei-
teten an. Wie gesagt, für das Thema „Unbegleitete“ wären wir ein Stück weit stärker 
sprachfähig. Mit den Begleiteten beschäftigen sich unsere Integrationskolleginnen und 
-kollegen in den Geschäftsstellen. Wir würden aber denken und erwarten, wenn das 
Einrichtungen sind, in der zahlreiche Flüchtlingskinder mit ihren Familien unterge-
bracht sind, dass das Thema „Jugendhilfe“ im Blick ist, man das mitdenkt und auch die 
Jugendhilfe in diese Einrichtung geht und schaut, ob die Rahmenbedingungen stimmen. 

Wir haben keine Kenntnis dazu, welche Schutzkonzepte die jeweiligen Einrichtungen 
mit Blick auf Kinder haben. Dazu kann ich aktuell nichts sagen. Wir würden das Thema 
in die Geschäftsstellen mitnehmen, und wenn es nähere Erkenntnisse gibt, würden wir 
schriftlich was nachreichen. 

Gleiches gilt beim Thema „Verbesserungspotenzial“. Auch, falls es zum Thema „trau-
masensibler Umgang“ Informationen gibt, würden wir die nachreichen. Ich kann an der 
Stelle nicht mehr zu dem Thema ausführen. 

Bianca Weber (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich kann mich dem anschließen. 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Vielen Dank für Ihre Bereitschaft, uns das eventuell 
nachzureichen. Eine kurze Frage an die CDU-Fraktion: Möchten Sie die Frage noch 
an einen anderen Sachverständigen richten, oder ist das so für Sie in Ordnung? 

Charlotte Quik (CDU): Wenn ich darf, würde ich die Frage einfach erweitern: Wenn 
jemand im Raum ist, der vermag, sie zu beantworten, der darf es gerne tun. 

Birgit Westers (Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Dezernat Jugend und Schule): 
Ich muss mich leider Herrn Menzel weitgehend anschließen. Wir haben zu den Schutz-
konzepten in den Einrichtungen, die nicht der Jugendhilfe als Landesjugendamt unter-
stehen, keine aktive Rolle. Wir sind natürlich über unsere Kontakte mit den Jugendäm-
tern und über den Beratungsauftrag immer mit drin. Da darf ich mich dem anschließen, 
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was Herr Menzel gesagt hat. Die Jugendämter haben uneingeschränkt ihren staatli-
chen Schutz- und Wächterauftrag auch gegenüber den Kindern in diesen Einrichtun-
gen zu erfüllen. Ich kann nur noch mal unterstreichen, was ich eingangs schon gesagt 
habe, nämlich dass die Jugendämter und die Jugendhilfe – Fachberatung insgesamt – 
dazugehört, wenn man vor Ort in den Einrichtungen, in denen Familien leben, Schutz-
konzepte erarbeitet. Aber wir haben tatsächlich als Landesjugendamt keine unmittel-
bare Rolle in diesem Kontext. Darum habe ich dazu kein Datenmaterial. Das war Ihre 
Frage: Inwieweit ist das in der Fläche gut implementiert? 

Dr. Gaby Flößer (Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband NRW): Vielen Dank 
für die Fragen. Ich finde, die Diskussion zeigt bis hierhin, wo das große Problem bei 
der ganzen Geschichte liegt. Zumindest aus unserer Sicht ist es faktisch völlig unmög-
lich, Kinderschutz und Kinderrechte sozusagen ressortspezifisch zu denken. Das funk-
tioniert nicht. Das führt mich zu der Frage: Was sind die kreativen Lösungen im Hinblick 
auf den Zugang zu Bildung? – Das liegt nicht originär im Bereich der Jugendhilfe, sondern 
da müsste man die Bildung, die Schulen, die Kitas mit an den Tisch holen. Fakt ist, 
dass nicht alle Kinder Zugang zu diesen Bildungsmöglichkeiten in der formalisierten 
Form, wie wir sie haben, haben und wir deshalb kreative Lösungen finden. 

Ich fasse das kurz in der Formel zusammen: Wenn die Kinder keine Möglichkeiten 
haben, zur Bildung zu kommen, dann muss die Bildung zu den Kindern kommen. 

Das heißt, wir bräuchten eigentlich außerschulische Bildungsangebote in den Einrich-
tungen. Wir müssen die Kinder mitnehmen. Wir können die nicht einfach auf den 23 m2 
sitzen lassen und warten, bis sich bessere Lösungen finden, sondern da muss eine 
zugehende soziale Arbeit, Bildung – wie auch immer – erfolgen. Ich finde, da sind die 
kreativen Möglichkeiten noch nicht ausgereizt. – Das wäre meine kurze Antwort auf 
die Frage. 

Michael Kutz (Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband NRW): Ich glaube, 
dass in sehr vielen Kommunen schon versucht wird, da reinzugehen. Aber es gibt, 
zumindest in meinen Augen, keine Gesamtkonzeption. Die Herausforderung ist an der 
Stelle, je nachdem, wie die Kommunen finanziell dargestellt sind, kann man mehr oder 
auch weniger machen. 

Ehrenamt ist auf der einen Seite ganz gut. Ich habe aber immer wieder die Herausfor-
derung, dass das Ehrenamt gut betreut werden muss, weil auch da einiges in ver-
schiedenste Richtungen laufen kann, die nicht unbedingt förderlich sind. 

Überall da, wo die Jugendhilfe drin ist, gibt es Schutzkonzepte. Selbstverständlich ge-
hen die Jugendämter in die Unterkünfte, auch in die kommunalen Unterkünfte, wenn 
Anhaltspunkte da sind. Aber die gehen eben nicht rein und gucken: Wie ist die Le-
benssituation? An welcher Stelle bestehen irgendwelche Gefahren? – Da gibt es mei-
nes Wissens nach keine Schutzkonzepte. Sobald Sie außerhalb der Jugendhilfe sind, 
gibt es diese Schutzkonzepte nicht. Man muss einfach gucken, wie wir das insgesamt 
verbessern können. 
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Usama Ibrahim-Kind (Deutsches Komitee für UNICEF): Wir haben uns in der Stel-
lungnahme, die wir eingereicht haben, zu unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten 
nicht geäußert. Wir haben in der Vergangenheit punktuell genau zu dieser Personen-
gruppe in Kooperation beispielsweise mit dem Bundesfachverband Minderjährigkeit 
und Flucht zusammengearbeitet. Deswegen würde ich an dieser Stelle eher darauf 
verweisen, dass es Fachorganisationen gibt, die wesentlich auskunftsfähiger sind. 
Gerne kann ich, falls Sie die Frage im Nachgang beantwortet wissen möchten, ent-
sprechende Kontakte herstellen oder vernetzen.  

(Charlotte Quik [CDU] und Christina Schulze Föcking [CDU] nicken.) 

Das mache ich sehr gerne. Ich sehe mich aber jetzt nicht in der Lage, mich aus dem 
Stegreif zu dieser sehr komplexen Frage zu äußern. 

Ich glaube, das Thema „Sprachmittlung“, und darauf hatten die Vorrednerinnen schon 
hingewiesen, ist ein heikles Thema. In Anbetracht des Personalmangels bei den doch 
sehr vielfältigen Herkunftssprachen, ist es, glaube ich, wichtig, sich immer wieder be-
wusst zu machen, Kinder nicht in die Situation zu bringen, dass sie parentifiziert wer-
den und für die Eltern Übersetzungsleistungen vornehmen. Das ist ein Punkt, den ich 
sehr stark machen wollen würde.  

Wie funktioniert dann aber die psychosoziale Unterstützung? Ich denke, die psycho-
soziale Unterstützung, das zeigt der Versorgungsbericht beispielsweise der bundes-
weiten Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge und Folteropfer aus dem letzten Jahr, ist 
generell sehr ausbaufähig. Der Bedarf ist wesentlich größer als die Angebote, um ge-
nau das zu decken. Von daher sehe ich hier noch mal ganz grundsätzliche Bedarfe, 
jedenfalls dann, wen man der Einschätzung der Kolleg*innen folgt, die in den Berei-
chen tätig sind. 

Psychosoziale Beratungen. Nicht alle Kinder, die mit psychosozialen Belastungen und 
potenziell traumatisierenden Erlebnissen hier ankommen, sind nur durch Therapien zu 
versorgen. Es gibt viele Angebote, die, wenn sie frühzeitig zum Einsatz kommen, nied-
rigschwellig sind und sehr schnell zum Tragen kommen, eine Chronifizierung von psy-
chischen Belastungen durchaus vermeiden können. Das sagen viele verschiedene 
Studien. Vor allem begleitete Kinder haben dadurch, dass sie familiär eingebunden 
sind, gute Chancen, auch mit niedrigschwelligen Angeboten ihre Erlebnisse gut zu be-
wältigen. 

Damit komme ich zu dem Punkt von Herrn Zerbin. Sie haben gefragt, was man jenseits 
von Gewaltschutzkonzepten tun kann. Die Eltern in ihrer Erziehungskompetenz zu 
stärken, ist ein sehr wichtiger Punkt. Die familiäre Anbindung wird auch in der Literatur 
als großer Schutzfaktor betrachtet. Ebenso haben die staatlichen Strukturen den Auf-
trag, Eltern in die Lage zu versetzen, ihre Fürsorgepflichten ausüben zu können. Das 
ist natürlich in Unterkünften für geflüchtete Menschen erschwert, und da gibt es einen 
Auftrag, aktive Maßnahmen zu ergreifen, um Eltern in die Lage zu versetzen, ihre Er-
ziehungskompetenz zurückzuerlangen und entsprechend den Anforderungen, wie sie 
hier nun mal gesetzlich verankert sind, die Kindererziehung auszuüben. 
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Es gibt noch viele weitere Schutz- und Risikofaktoren, die nicht spezifisch auf Gewalt 
bezogen sind, aber durchaus einen präventiven Effekt haben. Ich glaube, die Mindest-
standards bieten schon ganz gute Leitlinien, um verschiedene Maßnahmen mit einem 
präventiven Charakter umzusetzen. Das ist die Information der Eltern und der Kinder 
in angemessener Art und Weise; das ist die Sensibilisierung des Personals vor Ort. Es 
sind aber auch strukturierte Angebote, die ermöglichen, dass die Kinder eben nicht 
den ganzen Tag in der Unterkunft verbringen. Wenn sie außerhalb in die Schule gehen 
und eine Anbindung in den Regelsystemen erfahren, dann haben wir einen Schutzfak-
tor gestärkt, der eine präventive Wirkung entfaltet. 

Martin Strätling (Caritasverband Paderborn): Ich beginne mit der Frage zum Thema 
„Übergang in die Volljährigkeit“. Das ist ein sehr großes und sehr komplexes Thema. 
Es ist auch ein Thema, das uns als Migrationsfachdienst sehr, sehr stark berührt, weil 
sich die Thematik durchgängig durch alle Beratungsstellen zieht, die wir vorhalten. 

Im Regelfall stellt es sich so dar, dass die jungen Menschen nach Erreichen der Voll-
jährigkeit im Schnitt drei bis sechs Monate stationär in der Jugendhilfe verbleiben und 
anschließend bei Bedarf ambulant weiterbetreut werden. Ich habe beschrieben, dass 
ich glaube, dass § 41 SGB VIII konsequenter angewandt werden muss, vor allem bei 
jungen Menschen, die traumatisiert oder anderweitig seelisch belastet sind. Da braucht 
es, zumindest in der Regel, eine weitere stationäre Betreuung bis zum 21. Lebensjahr. 
Das ist nicht nur der klammen Haushaltslage in den Jugendhilfeetats der Kommunen 
geschuldet, sondern auch den Kapazitäten der Jugendhilfeeinrichtungen, die kolossal 
überlaufen sind. Das heißt, wir haben es mit einer Thematik zu tun, die nur schwer 
lösbar ist. Das Beispiel dieser Wohngemeinschaft, das ich beschrieben habe, die nied-
rigschwellig durch geringfügig beschäftigte Mitarbeitende betreut wird, funktioniert. Es 
funktioniert nicht immer gut. Das heißt, es ist eine Lösung, die sich anbietet, aber auch 
da gibt es natürlich Reibereien, Probleme und zu wenig Betreuungskapazitäten. Im-
merhin haben die Menschen die Möglichkeit, da in einem relativ stabilen, geschützten 
Rahmen zu leben. 

Im Umkehrschluss führt das Ausscheiden aus der Jugendhilfe dazu, dass die jungen 
Menschen in der Regel entweder SGB-Leistungen erhalten oder in die Sozialhilfe zu-
rückgehen. Im letzteren Fall werden sie wieder kommunal untergebracht und wohnen 
mit vier bis sechs anderen Männern in einem Zimmer. Das fährt natürlich die Errun-
genschaft oder die Hilfe dessen, was in der Jugendhilfe über zwei, drei Jahre erarbeitet 
worden ist, innerhalb von einem halben Jahr wieder auf null runter. 

Sie entziehen sich dann häufig der ambulanten Betreuung, weil sie schlichtweg nicht 
mehr dort wohnen, weil sie sagen, ich kann da nicht aufs Klo gehen. Das geht einfach 
nicht – aus Gründen, die ich hier nicht näher ausführen möchte. Das heißt, sie wohnen 
zum Teil bei Freunden, sind dort natürlich nicht gemeldet und dann auch für die Be-
treuer*innen nicht mehr erreichbar. 

Ich komme zu der zweiten Fragestellung, zu den Sprachmittlerpools. Wir haben in der 
Vergangenheit auch im medizinischen Sektor Sprachmittlerinnen und Sprachmittler 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 18/821 

Unterausschuss „Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder“ 23.01.2025 
(Kinderschutzkommission)  
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
17. Sitzung (öffentlich)  
 
 
vermittelt, nicht wissend, dass wir das nicht durften. Das hat das Land dann irgend-
wann klargestellt. Es gibt da eine klare Abgrenzung, eine klare Richtlinie. Im Bereich 
des medizinischen Sektors, aber auch in anderen Bereichen wie zum Beispiel bei Ein-
schulungs- oder AOS-Verfahren, ist der Einsatz dieser Sprachmittler*innen nicht zu-
lässig. Das ist ein großes Problem. Wir haben im medizinischen Sektor nachvollzieh-
bare Gründe, sie dort nicht einzusetzen. Das eine ist die Haftungsfrage: Ein Sprach-
mittler geht mit zum Orthopäden. Dort wird das Knie gespiegelt. Dann gibt es eine 
Infektion, und es stellt sich die Frage: Wer hat letztendlich die Verantwortung dafür? – 
Es gibt dann Haftungsprobleme, weil wir es nicht mit professionellen Sprachmittlerin-
nen und Sprachmittlern zu tun haben. 

Gleichwohl gibt es gerade im Bereich der Psychotherapie und der Psychiatrie Berei-
che, wo uns auch von psychiatrischen Kliniken, mit denen wir kooperieren, zurückge-
meldet wird, dass sie sehr bedauern, dass wir da nicht mehr einsetzen können, weil 
sie in dem Kontext gute Erfahrungen gemacht haben. Die Patientinnen und Patienten 
werden nur noch medizinisch versorgt, aber ein Zugang zu einer Gesprächstherapie 
ist dann schlichtweg nicht mehr möglich. Auch im Bereich der medizinisch-therapeuti-
schen Regelversorgung beginnt man, niederschwelliger mit dem Personenkreis zu ar-
beiten. Das ist nicht die beste Lösung, aber es ist die zweitbeste und manchmal einzig 
probate Lösung. 

Es gibt darüber hinaus ein Problem bei der Akquise der Sprachmittlerinnen und 
Sprachmittler, weil diese eine Übungsleiterpauschale oder eine Ehrenamtspauschale 
erzielen können, um zumindest eine Aufwandsentschädigung für ihr Engagement zu 
erhalten.  

Wir haben in unserem Sprachmittlerpool etwa 35 Sprachmittler. So viele bräuchten wir 
nicht. Wir haben die aber, weil diese Personen mit Erreichen des Steuerfreibetrags bei 
840 Euro irgendwann aus der Möglichkeit herausfallen, diese Aufwandsentschädigung 
zu bekommen. Es wäre viel zielführender, zehn oder fünf Sprachmittler zu haben, die 
geringfügig beschäftigt eingestellt werden können. Es wäre sehr wünschenswert, 
wenn die Träger – das sind im Regelfall die kommunalen Integrationszentren, aber in 
Ausnahmefällen eben auch freite Träger wie wir –, die Möglichkeit hätten, diese Be-
schäftigungsverhältnisse, so will ich es mal nennen, freier zu gestalten. 

Wie funktioniert Beratung oder Therapie mit Kindern? Im Wesentlichen werden da, wo 
es erforderlich ist, Sprachmittler eingesetzt. Unsere Sprachmittlerinnen und Sprach-
mittler werden mehrmals im Jahr qualifiziert und nehmen an Fortbildungen teil. Da geht 
es immer um unterschiedliche thematische Komplexe, auch um die Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen. Allerdings spielen die Sprachmittler dann eine untergeordnete 
Rolle, weil Kinder, die selbst noch nicht ausreichend Deutsch können, in der Regel 
nicht über Sprache erreicht werden, sondern eher über Tun, also über kreative Ange-
bote, über kunsttherapeutische Angebote oder über Spielangebote. 

Kinder, die traumatisiert sind, haben oft das große Bedürfnis zu schweigen. Dem muss 
man entsprechen. Das heißt, die Frage der Notwendigkeit von Sprachmittlern im Kon-
text der Beratung von Kindern ist eher nicht so relevant. 
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Abschließend zu der von Ihnen eingebrachten Frage nach den Gründen, aus denen 
heraus FGM oder Zwangsverheiratung rückläufig sind. Zum einen, wie gesagt, kann 
man das nicht wirklich anhand von statistischen Statistiken belegen, weil wir es mit 
einer großen Grauzone zu tun haben. Wir haben es auch mit recht unterschiedlichen 
Themenkomplexen zu tun. Der Themenbereich „Zwangsverheiratung“ ist ursächlich 
anders und wirkt sich natürlich auch anders aus als der Themenbereich der Genital-
verstümmelung. 

Vom Grunde her nehmen wir die Rückmeldungen eher so wahr, dass, wenn es um 
den Themenkomplex „Zwangsverheiratung“ geht, es nicht mehr um Situationen geht, 
in denen Kinder hier in Deutschland miteinander verheiratet werden, sondern es geht 
häufig darum, dass Kinder mit Partnerinnen oder Partnern – in der Regel sind es Mäd-
chen – im Ausland verheiratet werden sollen. Das heißt, da verschwindet ein Kind für 
ein paar Wochen in die Türkei und kommt verheiratet wieder. So was kann passieren, 
auch wenn die Zahlen in dem Bereich nicht hoch sind. 

Zur Frage der weiblichen genitalen Verstümmelung. Was wir hören, sind häufig Erfah-
rungen von jungen Frauen. Häufig nicht, weil es wenig Fälle sind. Aber die Fälle, die 
wir wahrnehmen, bei denen es zu einer Genitalverstümmelung hier in Deutschland 
gekommen sind, sind in der Regel jene Fälle, die im Nachgang von jungen Frauen 
berichtet werden, die dann volljährig sind, das Thema ansprechen, wenn sie sich da 
öffnen können, und sich dann in einen Mantel des Schweigens hüllen. Das passiert in 
Communities, über die die Frauen nicht sprechen können/dürfen. Auch das ist ein 
Grund dafür, weshalb wir es vermutlich mit so einer hohen Grauzone zu tun haben.  

Vorsitzende Nina Andrieshen: Vielen Dank. Besteht Bedarf für eine dritte Fragerunde? – 
Ich sehe Kopfschütteln. Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Daher bedanke ich mich 
abschließend noch einmal bei Ihnen allen dafür, dass Sie heute als Sachverständige 
zu uns gekommen sind und mit dazu beigetragen haben, die Thematik „Kinderschutz 
bei Kindern mit Fluchterfahrung“ zielführend zu erörtern und unsere gestellten Fragen 
zu beantworten. Die Mitglieder des Unterausschusses werden die sich aus der heuti-
gen Anhörung ergebenen Erkenntnisse in die anstehenden weiteren Beratungen im 
Parlament mit einbringen und einfließen lassen. 

Das Anhörungsprotokoll wird Ihnen in einigen Wochen auf unserer Internetseite zur 
Verfügung stehen. 

Ihnen allen noch einmal ein herzliches Dankeschön und einen guten Nachhauseweg. – 
Vielen Dank. 

gez. Nina Andrieshen 
Vorsitzender 
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